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Die Gerichte und die Nichter ſollen von der 
Regierung unabhängig fein. 

Artikel 86 und 87 der Verfaſſung.“) 
„Ein Staat und eine Regierung ſollen eine Wohl⸗ 
that für die Menſchen ſein und nicht eine Plage. Eine 

ohlthat ſind ſie, wenn der Staat gut eingerichtet 
iſt, und wenn er von klugen Männern regiert wird, 
die ohne Eigennutz immer nur das Beſte des Landes 
im Auge haben. Aber ſie werden eine Plage, wenn 
die Geſetze ſchlecht ſind, oder wenn die Menſchen nichts 
tangen, die die „ ſollen. Denn die 
beſte Berfaffung und die beften Gefehe vollen zu gar 
nichts, wenn ihre Ausführung von Leuten abhängt, die 
niemals an das Recht und die une des Volkes 
denken, das ſich ihnen anvertraut hat, ſondern die immer 
nur 1575 eigenen Vortheil und ihre eigene Macht und 
was ſie jo Glanz und Ehre nennen, im Auge haben. 
1 Geſetze können durch eine gute Regierung 
noch allenfalls erträglich gemacht werden, aber gute 
Geſetze und dabei eine ſchlechte Regierung ſind nicht 
einen Schuß Pulver werth. Auch duldet eine ſchlechte 
Regierung keine guten Geſetze, ſondern ſie macht ſie 
mit der Zeit eben ſo ſchlecht, wie ſie ſelbſt iſt. 


5 Die beiden Artikel lauten: 
Art. 86 


rt. 86. 

. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch 

unabhängige, keiner anderen Autorität als der des Geſetzes unter⸗ 

chte ahell weider in Nomen des Kings auägefertigt und 
8 5 

volſtreckt rtheile werden im Namen önigs ausgefertigt un 


Art. 87. 
Die Richter werden vom Könige oder in deſſen Namen auf 
ihre Ste Bun ernannt. 

e können nur durch Richterſpruch aus Gründen, welche die 
Geſetze vorgeſehen haben va Anne eule oder zeitweiſe ent ⸗ 
hoben werden. Die vorläufige Amtsſuspenſion, welche nicht kraft 
des Geſetzes eintritt, und die unfreiwillige Verſetzung an eine 
andere Stelle oder in den Ruheſtand können nur aus den Urſachen 
und unter den Formen, welche im Geſetze angegeben ſind, und 
nur auf Grund eines richterlichen Beſchluſſes erfolgen. 

uf die Perſetzungen, welche durch Veränderungen in der 
Organiſation der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, finden 
dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 


Nicht das Einzige, wohl aber das Erſte, 15 eine 
gute Regierung und ein verſtändiges Voll ſorgen 
muß, iſt, daß die Richter und die Gerichtshöfe im 
Lande Recht und Gerechtigkeit üben ohne Anſehen der 
Perſon. Es iſt nicht enug, daß die Richter nicht, wie 
oft in Rußland, durch Geld ſich beſtechen laſſen, welches 
die Parteien ihnen in die Hand drücken. Die Richter 
ſollen auch nicht den Geringen verachten und nach der 
Gunſt der Vornehmen und Mächtigen ausſchauen. Sie 
ſollen auch nicht Furcht haben, daß die Regierung ihnen 
ſchaden oder wohl gar ſie vom Amte bringen kann, 
wenn fie urtheilen, wie das Geſetz ihnen befiehlt, und 
nicht, wie die gerade herrſchende Partei e8 wünſcht. So 
lange freilich ein Volk noch nicht im Klaren darüber iſt, 
welche von den Parteien wirklich die Sache des ganzen 
Vol zes führt, fo lange mag es ſogar gut fein, wenn auf eine 
freiſinnige Regierung auch einmal ein Paar Jahre lang 
eine . ee Regierung folgt; denn nicht 
blos der einzelne Menſch, auch ein Volk muß oft erſt 
durch Erfahrung klug werden. Aber wenn dann auch 
die Urtheile der Gerichtshöfe nach der Parteianſicht der 
jedesmaligen Regierung wechſeln, wenn die Richter dem 
einen Miniſter zu Liebe heute für Unrecht erklären, was 
fie dem anderen Miniſter zu Liebe noch geftern für Recht 
erklärt hatten, ja, dann nehmen wir nicht blos Schaden 
an Leib und ( uf, nein, wir werden auch an unſerer 
Seele geſchädigt. w cgeſſiae Richter machen aus 
dem 1 b Geſchlechte, machen aus unſeren 
Kindern und Kindeskindern mit der Zeit auch ein ge⸗ 
wiſſenloſes Volk. Wir müſſen daher mit allem Ernſte 
danach fra en, wie ein Volk vor einem fo ſchweren 
Uebel ſich behüten kann. 5 , 

In alten Zeiten gab es bei und in Deutſchland keinen 
ſolchen Richterſtand wie heut zu Tage. Da waren es 
die freien und ſelbſtſtändigen Männer der Gemeinde 
ſelbſt, die am Gerichtstage ihren Urtheilsſpruch über Recht 
und Unrecht, über Schuld und Strafe abgaben. Die 
Beamten aber, welche man damals Richter nannte, hatten 
nichts zu thun, als das u der Gemeinde vorzu⸗ 
bereiten und zu vollſtrecken. igentliche Richter und 
einen eigenen Richterſtand, wie wir ſie kennen, und 


wie wir bei unſeren Verhältniſſen fie auch gebrauchen, 
giebt es erſt ſeit etwa vier bis fünf Jahrhunderten. 

In den Händen dieſes Standes liegt, wie es auch 
ſein muß, die Anwendung der Geſetze in allen Rechts⸗ 
ſachen. Ferner haben die Richter, was nicht ſo durch⸗ 
weg nöthig und gut iſt, bei allen Vergehen und allen 
geringeren Verbrechen darüber zu enkſcheiden, ob der 
Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig iſt. Ja, ſie haben 
(und das ſcheint uns das Fehlerhafte in der modernen 
Einrichtung zu ſein) über die Schuld oder Unſchuld eines 
Mannes meiſt auch dann zu erkennen, wenn derſelbe 
eines ſogenannten Staats verbrechens angeklagt iſt. 
Das aber iſt eine Sache, die ganz beſonders vor die 
Geſchworenen gehören ſollte, indem dieſelben als Re⸗ 
präſentanten gleichſam der geſammten Bürgerſchaft doch 
gewiß auch am beſten beurtheilen können, was ein Staats⸗ 
verbrechen iſt und was nicht. . 

Je größer nun die Macht der Richter iſt, um ſo 
mehr ſind aus Völker und weiſe Regierungen von 
jeher darauf bedacht geweſen, daß die Richter Männer 
von Kenntniß und Einſicht, und daß ſie vorzugs⸗ 
weiſe unabhängige und gewiſſenhafte Männer 
ſein ſollen. 

Freilich ſind die Geſetze nicht im Stande, einen ge⸗ 
wiſſenloſen Mann zu einem gewiſſenhaften zu machen. 
Auch können ſie die Unabhängigkeit des Charakters Nie⸗ 
mandem einflößen, der weibiſch genug iſt, um den Zorn 
der Gewaltigen zu fürchten, und der niedrig genug denkt, 
um die Gunſt der Mächtigen für ein höheres Gut zu 
halten, als ein reines Gewiſſen. Aber wohl können die 
Geſetze dazu beitragen, daß Männer von rechtſchaffener 
Geſinnung und von richtigem luce be es nicht für 
eine Gefahr oder gar für eine Unehre halten, in den 
Richterſtand einzutreten. So iſt es eine alte Einrich⸗ 
tung in allen eiue Staaten, daß Fürſten und Mi⸗ 
niſter nicht ſelbſt Urtheile ſprechen, und daß fie auch den 
Richtern nicht befehlen dürfen, welches Urtheil ſie in die⸗ 
ſem oder jenem Prozeſſe fällen ſollen. Das Urtheilen 
hebt nur den Richtern zu, und beim Rechtſprechen haben 
fie nur dem Geſetze zu gehorchen. Sie begehen ſogar 
ein ſchweres Verbrechen, wenn ſie nicht nach dem Geſetze, 
ſondern nach dem Befehle eines Miniſters oder eines 
Fürſten urtheilen. 
unſerer Verfaſſung vor, daß die Preußiſchen Gerichte 
„keiner anderen Autorität“ unterworfen ſein ſollen, 
zals der des Geſetzes.“ Dieſe Beſtimmung ſoll den 
Bürgern des Staates Sicherheit dafür geben, daß ſie 
vor den Gerichten des Landes einen unparteiiſchen 
und geſetzmäßigen Richterſpruch zu erwarten haben. 
Zugleich macht ſie vor allen Dingen es zu einer Ehre, 
ein Richter zu ſein. 

Aber freilich, wo dem Richter keine Befehle gege⸗ 
ben werden dürfen, da können doch Wünſche geäußert 
werden, und es kann in manchen Staaten für einen 
Richter unter Umſtänden recht gefährlich ſein, wenn er, 
der Regierung oder irgend einem mächtigen Mann zu 
Gefallen, das Recht nicht beugen will. Darum iſt in 
allen gefitteten Staaten vorgeſchrieben, daß ein Richter 


Darum ſchreibt auch der Artikel 86 


nicht nach Gutdünken, und daß er nicht anders von jei- 
nem Amte entſetzt werden kann, als wenn ihm eine be⸗ 
ſtimmte Pflichtverletzung durch richterliches Urtheil 
nachgewieſen iſt. So beißt es auch im Artikel 87 der 
Preußiſchen Verfaſſung, daß ein Richter nur durch 
Richterſpruch und nur aus ſolchen Gründen abgeſetzt 
oder überhaupt beftraft werden kann, welche die Ge⸗ 
ſetze vorſchreiben. 8 0 

Aber dieſes Geſetz entſpricht den Beſtimmungen des 
Artikel 87 nicht ſo, wie wir es erwarten müßten. Denn 
es giebt nur im Allgemeinen an, daß ein Richter ſeines 
Amtes entſetzt werden ſoll, wenn er durch ſein amtliches 
oder en de Verhalten ſich derjenigen Achtung 
und desjenigen Vertrauens unwürdig gemacht hat, welche 
ſein Amt erfordern. Es fehlen aber in demſelben die 
Gründe, nach denen zu beurtheilen iſt, ob das Ver⸗ 
halten des Richters ihn wirklich der nöthigen Achtung 
und des ne Anſehens und Vertrauens unwürdig 
gemacht hat. Wenn alſo das Ober⸗Tribunal in einem 
ſolchen Falle über einen Richter zu Gerichte ſitzt, 
ſo kann es ihn ſeines Amtes nicht blos aus ſolchen 
Gründen für unwürdig erklären, welche die Geſetze vor⸗ 
geſehen haben, ſondern auch aus Gründen, die es ledig⸗ 
lich aus den perſönlichen Meinungen und Anſichten 
ſeiner Mitglieder ſchöpft. Uns aber will es ſcheinen, 
als ob durch den Artikel 87 der Verfaſſung der Richter 
11 egen jede aus perſönlichen Meinungen und An⸗ 
ſichten Beere ende Maßnahmen geſchützt werden ſollte, 
und deshalb erſcheint uns eine ſchär ere und genauere 
Faſſung des betreffenden Gefetzes höchſt wünſchenswerth. 


Polttiſche Wochenſchau. 

Preußen. In Köln haben ſich, wie wir unſeren Leſern 
bereits mitgetheilt, eine Anzahl von unabhängigen Bürgern, 
im Verein mit Gleichgeſinnten in der ganzen Rheinprovinz, ver⸗ 
bunden, um den Mitgliedern der Mehrheit des Abgeordneten⸗ 
hauſes ein Feſt zu veranſtalten, als Zeichen der Anerkennung für 
ihre Thätigkeit in der abgelaufenen Seſſion. Den Mitgliedern 
des Komites, welches ſich mit den Vorbereitungen für dieſes 
Feſt beſchäftigte, iſt nun folgendes Schreiben des Polizei⸗ 
Präſidenten von Köln zugegangen: 

„Zeitungsnachrichten zufolge beabſichtigen Sie mit 
anderen Perſonen am 22. und 23. dieſes Monats im 
Regierungsbezirk Köln ein ſogenanntes Abgeordneten 
feſt zu veranſtalten. Im Auftrage des Regierungs⸗ 
Präfidenten eröffne ich Ihnen zur e daß das 
ger nach den Beſtimmungen des Geſetzes über das 

erſammlungs⸗ und Vereinigungsrecht vom 11. März 
1850 nicht geduldet wird. gez. v. Geyger.“ 

Wir theilen einfach dieſes Faktum mit; eine weitere Be⸗ 
merkung dazu halten wir nicht für nothwendig. 

Wir haben in unſerer letzten Wochenſchau unſere Zweifel 
ausgeſprochen, daß wirklich Maßnahmen gegen Mit: 
glieder des Abgeordneten hauſes wegen ihres Verhaltens 
im Abgeordnetenhauſe beabſichtigt ſeien. Jetzt beftätigen leider 
die offtziöſen Korreſpondenten die darüber umlaufenden Gerüchte 
auf das Beſtimmteſte. Sie theilen mit, daß gegen zwei 
Mitglieder des Abgeordnetenhauſes eine gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung wegen ihres Verhaltens im Hauſe ſelbſt und gegen 
einen dritten 5 eine n wegen ſeines 


Verhaltens außerhalb des Hauſes beabsichtigt ſei. Als der 


letztere wird der Abgeordnete von Kirchmann bezeichnet, 


und ine angebliche journaliſtiſche Thätigkeit Grund zur 
Ane Ie E Sk erfonen der beiden anderen Ab⸗ 
eorbneten find vie Bermuthungen getheilt. Während auf 
er einen Seite Tweſten und Gneiſt genannt wird, be⸗ 
eichnet man andererſeits Dr. Möller und Frentzel (Per⸗ 
5 En) 1 die diejenigen, gegen welche Anklage erhoben werden 
ſoll. Als Anklagepunkte wird eine in Tweſtens Rede über die 
bre bee Juſtizverwaltung angeblich enthaltene Beleidigung 
des Obertribunals bezeichnet; gegen Gnei Au die Anklage 
auf Majeſtätsbeleidigung lauten, welche in der Rede bei Gelegen- 
heit der Debatte über die Militärverwaltung enthalten ſein oll. 

Die ſtille politiſche Zeit, welche im Sommer einzutreten 
pflegt, erzeugt gewöhnlich allerhand Gerüchte von Minifter- 
kriſen; fo tauchen auch jetzt wieder die Gerüchte über den 
bevorftehenden Rücktritt des Finanzminiſters und des Juſtiz⸗ 
minifters auf. Ganz neu iſt aber die Nachricht von dem 
Rücktritt des Miniſters des Innern, des Grafen von Eulen⸗ 
burg. Dieſe Nachricht wird durch die Perſon, welche man 
als ſeinen Nachfolger bezeichnet, ganz beſonders unwahrſchein⸗ 
lich. Er foll nämlich durch den jetzigen Oberbürgermeiſter 
von Berlin, Seydel, erſetzt werden. Wir von nicht, 
daß derſelbe, mag eine noch ſo große innere Wandlung in 
ihm vorgegangen ſein, doch in der Meinung der konſervativen 

artei ſchon jo rehabilitirt ift, daß man ihm feine in Leip⸗ 
gli bei Gelegenheit der Jubelfeier der Völkerſchlacht gehaltene 
demokratiſche Rede verzeiht. 

Ein ſehr wichtiges Ereigniß iſt die Wiederaufnahme der 
Idee eines allgemeinen europäiſchen eulen läden 
welche vom Kaiſer Napoleon ausgeht. Auf demſelben follen 
in erſter Linie die Wiener Verträge vom Jahre 1815 einer 
Reviſien unterzogen werden, und alsdann eine allgemeine 
Entwaffnung in iumtlchen europäiſchen Staaten keſhloſſen 
werden. Die Reviſion der. Wiener Verträge wird keine gro- 
ßen Schwierigkeiten bieten, da dieſelben ja fartisch nicht mehr 
beſtehen; es liegt dem Kaiſer Napoleon wohl hauptſächlich 
daran, daß die Klaufel der Wiener Verträge, welche die Fa⸗ 
milie Napoleon für ewige Zeiten aus Frankreich verbannt, 
endlich einmal durch den vereinten Beſchluß aller Regierun⸗ 
gen, welche jene Verträge unterzeichnet haben, förmlich auf⸗ 

ehoben werde. Was die all jemeine ntwaffnung betrifft, 
5 ift fie, abgeſehen von der eee Erſparniß, welche 
ihre Folge ſein wird, beſonders für uns Preußen von der 
öchſten Wichtigkeit, indem bei dem Eintritt einer folchen 
shmofung uk ine Yneorgatiyäron füuen müß "hu" ode 
alte Geſetz vom 3. September 1814 wieder in ſeine Rechte 
eintreten wird, fo daß alsdann mit einem Schlage das Haupt⸗ 
hinderniß, welches der Beſeitigung des Verfaſſungskonfliktes, 
unter welchem unſer Vaterland fert mehreren Jahren fo ſchwer 
leidet, entfernt wird. Hoffen wir alſo, daß der Kongreß zu 
Stande kommt, und daß auf demſelben der Beſchluß einer allge- 
"einen Entwaffnung in allen europäiſchen Staaten gefaßt werde. 
Mit Rücksicht auf die Weigerung einzelner deutſcher 
Staaten, den Abschluß eines Handelsvertrages zwiſchen dem 
Zollverein und dem Königreich Italien durch Auerkennung 
des Königreichs Italien zu ermöglichen, hat die Regierung 
von Italien befchloffen, die Erzeugniſſe derjenigen deutſchen 
Staaten, welche das Königrei anerkannt haben, ſobald ſie 
mit Urſprungszengniſſen verſehen ſind, zu dem Tarif, wie er 
die meiſtbegünſtigten Nationen beſteht, zuzulaſſen. Damit 
dürfte den 5 weise mit de, Anertennung noch 
zögern, wohl die Notbwendigteit einer möglichſt schnellen An⸗ 
erkennung nahegerückt ſeinn 
Das Inſtitut der. dreſeſehe den, Freiwilligen, 
eine Erruißenſchaft der Milſtärgeſetzgebnag von 1814, eigent⸗ 
lich eine Fortſetzung der freiwilligen Jäger aus den Frei 


E findet jetzt in den 0 der feudalen Militär⸗ 
eiſe gar wenig Gnade. Die „Militäriſchen Blätter“, ein 
Organ jener Fraktion, bringen in ihrer neueſten Nummer 
einen Artikel, der ſich nachzuweiſen abmüht, daß es im Geiſte 
des Geſetzes von 1814 gar nicht gelegen, auch ſolche junge 
Leute zur Ableiſtung des einjährigen Dienſtes zuzulaſſen, 
welche ihre wiſſenſchaftliche Ausbildung bei ihrem Eintritt 
bereits für beendet halten und gar nicht die Abſicht haben, 
dieſelbe nach ihrer Entlaſſung noch weiter zu betreiben; und 
da, fo wird gefolgert, nach dem Geſetze von 1814 die ein. 
jährigen Freiwilligen eine Pflanzſchule für Landwehr⸗Offiziere 
bilden ſollten, je müßten die, welche innerhalb des Jahres 
ihre Qualifikation W ziere nicht erlangen, wie 
jeder Andere weiter dienen. Jum Schluſſe heißt es: „Nach⸗ 
dem aber die Landwehr ihre Ebenbürtigkeit mit dem ſtehen⸗ 
den Heere völlig verloren hatte, da wäre es nicht mehr zu 
verantworten geweſen, auf dieſelbe bei einem Kriege noch in 
demſelben Maße zu rechnen, wie auf das ſtehende Heer, und 
ſie mußte bei der Feldarmee daher durch Truppen erſetzt 
werden, die den Bedingungen entſprechen, welche die Krieg⸗ 
führung im freien Felde an ſie ſtellt. Damit wurde 
die Reorganiſation des Heeres unvermeidlich, durch welche 
eben an die Stelle der Landwehr bei der Feldarmee Truppen 
des ſtehenden Heeres treten.“ Man ſieht hier gleich, wo 
hinaus das eigentlich will: die Landwehr ſoll, als ſolche, an⸗ 
geseiften werden, was um ſo deutlicher wird, wenn man im 

uge behält, daß der Artikelſchreiber ſchon die Landwehr von 
1815 nicht gelten laſſen will. 

Schleswig. olſtein. Die Feier des Geburtstages des 
Herzoges Friedrich iſt ohne jede Ruheſtörung vorübergegan⸗ 
gen. Die Bevölkerung hat Alles vermieden, was zu einem 
Einſchreiten des Militärs Anlaß geben konnte. — Die Einbe⸗ 
rufung der Stände ſcheint wieder hinausgeſchoben zu ſein, 
der Grund davon dürfte ſein, daß Oeſterreich und Preußen 
noch ſehr weit davon entfernt ſind, ſich über das, was in 
Schleswig⸗Holſtein geſchehen ſoll, zu einigen. — Von der 
Entfernung des Herzogs „Friedrich aug den Herzogthümern, 
welche vor einiger Zeit mit jo großer Beſtimmtheit angezeigt 
wurde, iſt es wieder gu fill; Oeſterreich will nicht in die⸗ 
ſelbe willigen, und Preußen muß die Stimme des Mitbe⸗ 
ſitzers, den es ſich ſelbſt an die Seite geſetzt hat, beachten, 
es . un ar nicht. 

and. Das Parlament iſt aufgelöſt und das e 
Kendo. N Alte, -irag- nit ben Deuwählen. "ss u. 
liegt ſchon jetzt keinem Zweifel mehr, daß die Liberalen keine 
Stimme verlieren, ja ſogar vielleicht einige gewinnen werden. 
Allerdings wird trotzdem die Zahl derer, welche ſich entſchie⸗ 
den für eine vollſtändige Reform des jetzigen Wahlſyſtems, 
nämlich für die Einführung der geheimen Stimmabgabe aus⸗ 
c dle werden, Aube ſehr gering ſein, aber trotzdem mehrt 
ich die Zahl der Anhänger dieſer Reform von Jahr zu Jahr 
und der Zeitpunkt iſt nicht mehr fern, wo in England end⸗ 
lich dieſes Prinzip, welches allein die volle Freiheit der Wah⸗ 
len ſichert und die einzige Garantie gegen alle Beſtechungen 
bietet, fiegen wird. 

Amerika. In den vereinigten Staaten von Nordamerika 
kommt nach und nach alles wieder in das alte Geleiſe. In 
den Staaten, welche ſich bei dem Aufftande betheiligt haben, 
kehrt Ruhe und Ordnung zurück, und die Regierung iſt be⸗ 
müht, durch en der Geſuche welche die von der 
Amneftie Ausgeſchlo jenen an fie richten, um ihre politiſchen 
Rechte wieder zu erhalten, an alle, welche nicht irgendwie 
als Rädelsführer bei dem Aufſtande betheiligt waren, die 
e der Yrevolition möglichſt zu verwiſchen. 


Preußen und Oeſterreich in der ſchleswig⸗ 
holſtein'ſchen Frage. 

Als noch die Marine⸗Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes 
tagte, äußerte in einer Sitzung derſelben der Miniſter⸗Prä⸗ 
ſident: die Regierung habe Grund zu der Annahme, 
daß Oeſterreich den preußiſchen Forderungen in 
Bezug auf Schleswig⸗Holſtein nicht entgegentreten 
werde, ſondern ihnen günftig geſtimmt ſei. Auch 
ſpäter noch hielt er dieſe Hoffnung eſt, und die regierungs⸗ 
freundlichen Blätter ſtellten es ſogar als ſicher hin, daß die Löſung 
der ſchleswig⸗holſtein ſchen Frage auf dem Wege bundesfreund⸗ 
licher Verſtändigung mit Oeſterreich zu Stande kommen werde. 
Bis jetzt iſt die Hoffnung des Herrn von Bismarck nicht 
in Erfüllung gegangen. Wir wiſſen aus den öſterreichiſchen 
Depeſchen, daß die Wiener Regierung die preußiſchen Forde⸗ 
rungen en von vorn herein ablehnte und am liebſten 
gar keine Jugeſtändniſſe machen möchte. 

zie kam aber Herr von Bismarck zu ſeiner Erklärung? 

Die von der Regierung herausgegebene Sammlung der 
Artikel der Provinzial⸗Korreſpondenz giebt uns darüber Auf⸗ 
ſchluß. Am Schluß des Rückblicks ſpricht ſie ſich nämlich 
über die Gründe aus, auf welche die Erwartungen des 
Miniſter⸗Präſidenten fi ſtützen. Sie fagt: 

„Die bisherigen günſtigen Erfolge ſind auf dem Wege 
der Gemeinſchaft mit Oeſterreich erreicht worden. — — — 
— Die Erfahrungen des letzen Jahres geben die Gewißheit, 
daß die Bedeutung jener Gemeinſchaft auch auf Seiten der 
öſterreichiſchen Regierung ebenſo gewürdigt und anerkannt 
werde, daß man auch dort die Pflichten kenne, den Frieden 
und die Eintracht in Deutſchland gemeinſam zu fördern und 
durch vereinte Kraft das Anſehen, die Macht und die Wohl⸗ 
fahrt Deutſchlands zu heben.“ 

Wir müſſen geſtehen, wir haben aus den Erfahrungen 
der letzten Jahre die Gewißheit, von welcher die Denkſchrift 
ſpricht, nicht entnommen. Es muß auch mit dieſen Erfahrungen 
ziemlich ſchlecht beſtellt ſein, da jetzt, nachdem das Miniſterium 
Schmerling gefallen iſt, die offiziöſen Blätter von ihm er⸗ 
zählen, daß es Preußen bei jeder Gelegenheit feindlich ge⸗ 
finnt geweſen ſei. Wir haben nur bemerkt, daß Oeſterreich, 
als es nicht mehr anders konnte, gegen Dänemark in Gemein⸗ 
ſchaft mit Preußen vorgegangen iſt, um dabei die Hand im 
Spiele zu behalten, und um womöglich jede Ausnutzung der 
erzielten Crfolge zu Gunſten preußiſcher und deutſcher 
Intereſſen zu verhindern. An dem Anſehen, der Macht 
und der Wohlfahrt Deutſchlands hat, ſoviel wir aus der 
Geſchichte gelernt haben, Oeſterreich ſtets blutwenig gelegen. 
Und für die Erhaltung des Friedens und der Eintracht in 
Deutſchland rührt es ſich überhaupt nur dann, wenn es da⸗ 
rauf ankömmt, den liberalen Geiſt des deutſchen Volkes, den 
es oft als den Friedensſtörer bezeichnet hat, niederzuhalten 
und zu erſticken. Für alle öſterreichiſchen Regierungsmänner 
befigen Deutſchland und Preußen nur jo weit 1 0 als 
ſie Oeſterreichs Zwecken willig dienen oder ihnen ſchaden 
können; ein geeinigtes Deutſchland, ein ſtarkes Preußen, in 
dem Regierung und Volk einig zuſammenſtehen, haben die 
tonangebenden Politiker in Wien ſtets als ihre Gegner be⸗ 
trachtet und bekämpft. Und gerade die traurigen Erfahrun⸗ 
gen des letzten Jahres beweiſen uns klar, daß in dieſer Hin⸗ 
ſicht keine Wendung eingetreten iſt. 

In den feudalen Blättern leſen wir nun zwar, das neue 
öſterreichiſche Miniſterium werde günſtiger als das alte für 
Preußen geftimmt fein. Aber Beck van ſich denn dieſe 
Hoffnung? Graf Mensdorf bleibt und die übrigen Miniſter 


muß man erſt kennen lernen. Außerdem weiß man von der 
Politik, welche ſie verfolgen ſollen, wenigſtens das, daß ſie 
alles eher als eine deutſche und ſelbſt als eine beutjch = öfter 
reichiſche fein wird. 

Herr von Bismarck hat ſich offenbar in feinen Erwartun- 
gen e und wir können nicht zweifeln, daß er in dieſem 
Augenblick ſelbſt davon überzeugt iſt. Nichts deſto weniger 
dauert leider das bisher von ihm befolgte Syſtem in der 
ſchleswig⸗holſtein ' ſchen ab der ch fort. Statt die Dinge 
u einem raſchen Abſchluß, der ſich immer noch günſtig ge⸗ 
in würde, zu drängen, gehen die Verhandlungen ihren 
chleichenden Gang fort; durch ihre Länge und Langſamkeit 
erinnern ſie an die beſten Zeiten des Bundestages. 

Auf dem Felde der Schlacht wie auf dem der Diplomatie 
erſcheint nichts fehlerhafter, als ſich auf die Kampfweiſe, welche 
der Gegner wählt, einzulaſſen. Oeſterreich kann nichts ge⸗ 
winnen, wenn die ſchleswig ⸗ holſteiniſche Frage gelöſt wird. 
In jedem Falle muß es ſeinen Kommiſſar und ſeine Truppen 
zurückberufen und ſeinen Einfluß auf die Elbherzogthümer 
und damit auch auf Preußen aufgeben. Es verliert eine 
Handhabe, durch die es die deukſchen Regierungen gegen 
Preußen aufregen kann; es kann ſich nicht mehr als Schützer 
eines bedrängten deutſchen Volksſtammes ausgeben. Im In⸗ 
tereſſe Oeſterreichs liegt es alſo, daß die ſchleswig⸗holſteinſche 
Frage ungelöft bleibt, oder doch erſt dann gelöſt wird, wenn es 
ſeine Zuſtimmung vortheilhaft verwerthen kann. Das iſt auch 
ſchon im Abgeordnetenhauſe klar nachgewieſen worden und 
liegt wirklich auf der flachen Hand. Für Preußen dagegen ſiſt die 
ſchnellſte Löſung als die beſte geboten. Je früher der öfterreichifche 
Einfluß in den ae bpeſeitigt wird, deſto ſchneller 
wird der preußiſche an Ausdehnung und Kraft gewinnen. 

Preußen gilt jetzt den Schleswig⸗Holſteinern als Geg⸗ 
ner, weil es allein die endliche Begründung ihres Staatswe⸗ 
ſens zu verzögern ſcheint; macht es dieſen Vorwurf ferner 
unmöglich, zieht es Oeſterreich die Maske vom Geſicht, ſo 
wird ſich die Stimmung um ſo ſchneller zu unſeren Gunſten 
umgeſtalten, als Schleswig⸗Holſtein auf Preußens Schutz und 
e ganz nothwendig angewieſen iſt. 

Noch kann die Regierung für Preußen in Schleswig⸗ 
Holſtein gewinnen, was ſe erlangen muß, und mehr darf & 
nicht fordern. Noch iſt der Augenblick günftig, denn fremde 
Einmiſchung iſt nicht zu fürchten, und Oeſterreich hat mit 
ſeinen inneren Angelegenheiten und feiner Finanzlage augen⸗ 
blicklich jo viel zu kämpfen, daß es gegen Preußens gerechte 
Forderungen nichts einzuwenden vermag. Günſtiger können 
die Umſtände, nachdem die beſte Zeit verpaßt worden iſt, nicht 
wieder werden, aber jede Woche muß ſie verſchlechtern. Der Weile 
iſt genug geweſen, möge jetzt wenigſtens die Eile hervortreten! 

Doch wozu dieſe Mahnung? Wird uns nicht fortwäh⸗ 
rend zugerufen, daß die Rathſchläge, die von und kommen, 
unannehmbar und verwerflich ſeien? daß das Miniſterium 
die Wege, auf welche die liberale Partei als die richtigen 
hindeutek, nicht gehen könne und dürfe? Sei es! Wir bür- 
fen aber nicht 111 5 Als Volk und Abgeordnetenhaus 
die Befreiung Schleswig ⸗Holſtein s von der däniſchen Herr⸗ 
ſchaft forderten, wies man ſie nicht weniger entſchieden zurück; 
und dennoch iſt das Ziel, das beide hinten, erreicht wor- 
den. Wo der Druck der öffentlichen Meinung zu ſcheitern 
ſcheint, dringt noch die Macht der Umſtände unwiderſtehlich 
durch. Und für den Staatsmann, welcher ſich ihr entgegen“ 
ſtellt, giebt es keine Zukunft mehr; verlaſſen ſelbſt von de 
nen politiſchen Freunden und bei Seite geſchoben, wird ihm 
einſt nichts übrig bleiben, als unfruchtbare Reue. 
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